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Formulierungshilfe
Klage auf Gewährung einer amtsangemessenen Alimentation

Anschrift:

Verwaltungsgericht

…zuständiges Verwaltungsgericht/Adresse…

siehe Rechtsmittelbelehrung zum Widerspruchsbescheid

Datum

K l a g e

der Frau/des Herrn

Vorname, Name, Anschrift

Klägerin/Kläger

g e g e n

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Präsidenten des Landesamtes für Finanzen, Hoevelstraße 10, 56073 Koblenz (Aktenzeichen: ….Aktenzeichen LfF...)

[sofern in der Rechtsmittelbelehrung des Widerspruchsbescheids als Klagegegner benannt, ansonsten die die relevanten Bescheide erlassende Behörde]

[eventuell anpassen auf kommunalen Dienstherrn]

Beklagter

wegen amtsangemessener Alimentation.

Hiermit erhebe ich 

Klage

gegen den Widerspruchsbescheid des Beklagten vom …Datum des Bescheides…, mir zugestellt am …Zustellungsdatum… . 

[sofern vorher ein gesonderter Ablehnungsbescheid ergangen war: „gegen den Bescheid vom … in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom … , mir zugestellt am … .“]

Den Widerspruchsbescheid vom …Datum des Bescheides… lege ich diesem Schriftsatz als

Anlage K 1

bei.

[sofern vorher ein gesonderter Ablehnungsbescheid ergangen war, ist auch dieser dem Schriftsatz als weitere Anlage beizufügen]

Ich beantrage mit Blick auf auch vor dem Bundesverfassungsgericht anhängige Verfahren

unter Aufhebung des Widerspruchsbescheids vom  …Datum des Bescheids… festzustellen, dass meine Besoldung seit dem 01. Januar 2018 zu niedrig bemessen ist.

Gleichzeitig bitte ich, bis zur endgültigen Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts meine Klage ruhen zu lassen und mir dies entsprechend zu bestätigen.

Sollte das Gericht zusätzlich zur nachfolgenden Begründung weiteren Sachvortrag für nötig erachten, bitte ich um entsprechenden Hinweis.

Begründung

I.

Ich bin …Amtsbezeichnung… in der Besoldungsgruppe/Stufe …BesGr./Stufe…im Dienst des beklagten Landes [eventuell anpassen auf kommunalen Dienstherrn] und bei …Dienststelle/Dienstort… tätig.

[eventuell weitere Angaben zur beklagten Unteralimentation im persönlichen Fall; besoldungsrelevante Umstände]

II.

Beamtinnen und Beamte haben bezogen auf ihr Amt Anspruch auf eine Besoldung entsprechend der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse und unter Berücksichtigung der mit den Dienstaufgaben verbundenen Verantwortung. Dadurch soll dem Grundsatz der amtsangemessenen Alimentation Rechnung getragen werden, welcher den Beamten die rechtliche und wirtschaftliche Unabhängigkeit sichert und einen seinem Amt angemessenen Lebensstandard ermöglichen soll.

Das Bundesverfassungsgericht hat zum Inhalt und Mindestmaß der amtsangemessenen Alimentation in grundlegenden und umfassenden Entscheidungen (vgl. insbesondere Bundesverfassungsgericht, Zweiter Senat in seinem Beschluss vom 17. November 2015 zur sog. A-Besoldung - Az.: 2 BvL 5/13 -) ausdrückliche und verbindliche Festlegungen getroffen. 

Diese verschärfen die Vorgaben aus der sog. W-Besoldungsentscheidung (vgl. Bundesverfassungsgericht, Urteil des Zweiten Senats vom 14. Februar 2012 – 2 BvL 4/10) zu prozeduralen Sicherungen, damit die verfassungsrechtliche Gestaltungsdirektive des Art. 33 Abs. 5 GG tatsächlich eingehalten wird. Die prozeduralen Anforderungen bestehen mindestens in Form von Begründungs-, Überprüfungs- und Beobachtungspflichten - insbesondere bei der kontinuierlichen Fortschreibung der Besoldungshöhe in Gestalt von regelmäßigen Besoldungsanpassungen. Das Bundesverfassungsgericht (vgl. Beschluss des Zweiten Senats vom 23. Mai 2017- 2 BvR 883/14 - 2 BvR 905/14 –) hat zudem erneut das Abstandsgebot als einen eigenständigen hergebrachten Grundsatz des Berufsbeamtentums hervorgehoben, der in enger Anbindung zum Alimentationsprinzip und zum Leistungsgrundsatz steht.

Den mit Artikel 33 Grundgesetz vorgegebenen und durch die Rechtsprechung ausgeschärften Vorgaben ist auch der Besoldungsgesetzgeber im Land Rheinland-Pfalz nicht nachgekommen.

Deshalb hat auch das Bundesverwaltungsgericht dem Bundesverfassungsgericht am 22.09.2017 in 5 Musterverfahren (Az. 2 C 56.16, 2 C 57.16, 2 C 58.16, 2 C 4.17 und 8.17) erneut die Frage vorgelegt, ob die den Berliner Beamten und Richtern gewährte Besoldung amtsangemessen ausgestaltet war. 

Das OVG Berlin-Brandenburg hat am 11. Oktober 2017 einen Aussetzungs- und Vorlagebeschluss erlassen, der die Frage der Gewährung der amtsangemessenen Alimentation in Berlin (Az. 4 B 34.12) zum Gegenstand hat. 

Neben diesen Fällen liegen dort Verfahren aus den Ländern Baden-Württemberg, Brandenburg, Bremen, Saarland und Schleswig-Holstein; zuletzt kam ein Aussetzungs- und Vorlagebeschluss des Bundesverwaltungsgerichts bezüglich der Besoldung in Niedersachsen hinzu (Az.: 2 C 32.17).

Auch wenn die geführten Verfahren nicht das Land Rheinland-Pfalz betreffen, werden darin Aussagen getroffen, die Auswirkungen auf die Gewährung der Besoldung im Land Rhein-Pfalz haben. Zudem liegen aus weiteren Ländern Vorlagebeschlüsse dem Bundesverfassungsgericht vor, die ebenfalls die Höhe der gewährten Besoldung aufgrund der neu definierten Kriterien und deren Auslegung zum Gegenstand haben.

In Rheinland-Pfalz werden seitens des dbb drei Musterverfahren geführt, um die Höhe der amtsangemessenen Alimentation höchstrichterlich klären zu lassen. 

In einem dieser Verfahren hat das Verwaltungsgericht Trier am 12.09.2017 - Az. 7 K 9764/16 - zwar die Klage abgewiesen, gleichzeitig jedoch die Berufung wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassen. Diese wurde zwischenzeitlich vom dbb eingelegt und ist beim OVG unter dem Az. 2 A 11745/17.OVG anhängig.

Im Hinblick auf die o.g. Musterverfahren und die beim Bundesverfassungsgericht anhängigen Vorlagebeschlüsse gehe ich davon aus, dass die mir im Jahr 2017 gewährte Besoldung nicht ausreichend ist und mir somit keine amtsangemessene Besoldung gewährt wird, die den aufgestellten Parametern und damit dem Grundsatz der amtsangemessenen Alimentation entspricht.

Vorname Name

Unterschrift Klägerin/Kläger

